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3. Enthält ein Mustervertrag, der von 
einem ein selektives Vertriebssystem 
betreibenden Unternehmen verwendet 
wird, eine Klausel, die den Verkauf 
zwischen zugelassenen Händlern ver­
bietet, so schränkt das Verbot die 
wirtschaftliche Freiheit dieser Händler 
ein und stellt daher eine unter Artikel 
85 Absatz 1 EWG-Vertrag fallende 
Wettbewerbsbeschränkung dar. Die 
Tatsache, daß das betroffene Unter­
nehmen angeblich niemals die Aus­
fuhren seiner Wiederverkäufer behin­
dert hat, reicht nicht aus, um ein ein­
deutiges Exportverbot zu beseitigen. 

4. Enthält ein Mustervertrag, der von 
einem ein selektives Vertriebssystem 
betreibenden Unternehmen verwendet 
wird, eine Klausel, wonach dieses Un­
ternehmen sich um den Wortlaut von 
Werbeanzeigen der Händler bezüg­
lich der Verkaufspreise kümmern und 

derartige Anzeigen untersagen kann, 
so verstößt diese Klausel gegen Arti­
kel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag. 

5. Ein selektives Vertriebssystem fällt un­
ter das Verbot des Artikels 85 Absatz 
1 EWG-Vertrag, wenn es eine nicht 
nur qualitative, sondern auch quanti­
tative Auswahl der Händler vorsieht. 
Dies ist der Fall, wenn das ein solches 
System betreibende Unternehmen sich 
das Recht vorbehält, einen neuen qua­
lifizierten Händler nicht zuzulassen, 
falls es in einem begrenzten Gebiet 
bereits sehr viele Händler gibt, und 
wenn es die Freiheit eines Händlers 
— auch eines zugelassenen —, sich an 
irgendeinem Ort niederzulassen, be­
schränkt, weil es der Ansicht ist, daß 
sich seine Anwesenheit an diesem Ort 
auf den Wettbewerb zwischen Händ­
lern auswirken könnte. 

In der Rechtssache 86 /82 
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wegen Aufhebung der Entscheidung der Kommission vom 2. Dezember 1981 
(IV725.757) in dem in den Klageanträgen angegebenen Umfang 

erläßt 

D E R G E R I C H T S H O F 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. Mer tens de Wilmars , der Kammerpräs i ­
denten K. Bahlmann und Y. Galmot , der Richter P. Pescatore, A. O'Keeffe, 
G. Bosco und U. Everling, 

Generalanwal t : Sir G o r d o n Slynn 
Kanzler : J. A. Pompe , Hilfskanzler 

folgendes 

URTEIL 

Tatbestand 

Der Sachverhalt und das Vorbringen der 
Beteiligten lassen sich wie folgt zusam­
menfassen: 

I — S a c h v e r h a l t und schr i f t l i ches 
V e r f a h r e n 

Die Firma Victor Hasselblad Aktiebolag 
(im folgenden: VHAB) mit Sitz in Göte­
borg, Schweden, stellt hochwertige foto­
grafische Erzeugnisse her. 

Die VHAB hat mit Händlern in vielen 
Ländern Alleinvertriebsverträge abge­
schlossen. Am 28. Juni 1965 meldete sie 
ihren Musteralleinvertriebsvertrag bei der 
Kommission an. Mit Schreiben vom 23. 
Dezember 1976 beanstandete die Kom­
mission zwei Vertragsklauseln: das in Ar­

tikel 1 Absatz 2 vorgesehene Exportver­
bot sowie Artikel 8, wonach der Allein­
vertriebshändler Empfehlungen des Her­
stellers über Verkaufspolitik, Preise und 
Rabatte zu berücksichtigen hatte. Nach 
Auffassung der Kommission verstieß Ar­
tikel 1 Absatz 2 gegen den Grundsatz 
des freien Warenverkehrs, während Arti­
kel 8 im Widerspruch zu den Wett­
bewerbsregeln des Vertrages von Rom 
stand. Die VHAB erklärte sich bereit, 
den Hinweisen der Kommission Folge zu 
leisten. Dementsprechend wurde am 6. 
März 1978 der Kommission eine Neufas­
sung des Vertriebsvertrags zugeleitet. 
Diese billigte die Neufassung und unter­
richtete die VHAB mit Schreiben vom 
29. Februar 1979 davon, daß der Vertrag 
in den Anwendungsbereich der Verord­
nung Nr. 67/67 (ABl. L 57, 1967) falle. 
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Die Firma Hasselblad (GB) Limited (im 
folgenden: HGB) ist eine Gesellschaft 
britischen Rechts, die am 1. Januar 1958 
mit der VHAB einen Alleinvertriebsver­
trag unterzeichnete. Am 2. Dezember 
1975 schlossen dieselben Parteien einen 
neuen Vertrag, der am 20. November 
1977 geändert wurde. Keiner dieser Ver­
träge sah in irgendeiner Form ein Ex­
portverbot vor; gleichwohl wurden beide 
am 25. Januar 1980 bei der Kommission 
angemeldet. 

Die HGB schloß im Vereinigten König­
reich eigene Vertriebsverträge für Has-
selblad-Kameras und -Material. 1975 gab 
es im Vereinigten Königreich etwa 20 
Hasselblad-Händler; diese Zahl hat sich 
bis heute auf ungefähr 110 erhöht. Das 
von der HGB seit dem 1. Januar 1976 
benutzte ursprüngliche „Dealer Agree­
ment" wurde am 1. Januar 1979 geän­
dert und dann im Dezember 1979 bei 
der Kommission angemeldet. 

Camera Care 

Die Firma Camera Care Ltd. ist eine Ge­
sellschaft mit Sitz in Nordirland, deren 
Geschäftsräume sich in London befinden. 
Die Firma Camera Care unterzeichnete 
am 7. Januar 1976 mit der HGB ein 
„Dealer Agreement". Dieser Vertrag 
wurde im Mai 1978 aufgehoben. 

Die angefochtenen Entscheidungen 

Die Firma Camera Care beschwerte sich 
bei der Kommission über die Praktiken 
der VHAB und über deren Alleinver­
triebshändler, denen sie vorwarf, gegen 
Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages von 
Rom verstoßen zu haben. Die Kommis­
sion ging dieser Beschwerde nach und 
eröffnete das Verfahren nach der Ver­
ordnung Nr. 17 (ABl. 1962, S. 204). 

Am 2. Dezember 1981 richtete die Kom­
mission eine Entscheidung an die VHAB 

und an sechs ihrer Alleinvertriebshändler, 
nämlich die Firma Hasselblad (GB) Ltd., 
die Firma Ilford (Ireland) Ltd., die Firma 
James Polack aps, die Firma Telos S.A., 
die Firma Prolux S.p.r.l. sowie die Firma 
Nordic Im- und Export Handelsgesell­
schaft mbH. 

Im Rahmen des vorliegenden Verfahrens 
sind folgende Bestimmungen der Ent­
scheidung von Bedeutung: 

Artikel 1 

Die zwischen Victor Hasselblad, Hassel­
blad (GB), Telos, Ilford, Prolux, Polack 
und Nordic abgestimmte Verhaltens­
weise, die darin besteht, Ausfuhren von 
Hasselblad-Waren innerhalb der Euro­
päischen Gemeinschaft zu verhindern, 
einzuschränken oder zu erschweren, ver­
stößt gegen Artikel 85 Absatz 1 des Ver­
trages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. 

Artikel 2 

a) Die Alleinvertriebsvereinbarungen für 
Hasselblad-Waren zwischen Victor 
Hasselblad und Hasselblad (GB), 
Telos, Ilford, Prolux, Polack und 
Nordic verstoßen, soweit diesen Un­
ternehmen eine Ausschließlichkeit 
beim Vertrieb der Hasselblad-Waren 
eingeräumt wird, gegen Artikel 85 
Absatz 1. 

b) Es wird abgelehnt, eine Freistellungs­
erklärung nach Artikel 85 Absatz 3 
auf die in Artikel 1 festgestellten ab­
gestimmten Verhaltensweisen und auf 
die unter Buchstabe a aufgeführten 
Alleinvertriebsvereinbarungen abzuge­
ben. 

Artikel 3 

a) Das von Hasselblad (GB) seit 1974 
betriebene selektive Vertriebssystem 
verstößt hinsichtlich Klausel 6, 23 und 
28 des Dealer Agreements sowie hin-
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sichtlich der quantitativen Auswahl 
der Händler und der Einzelhandels­
preisbeeinflussung gegen Artikel 85 
Absatz 1. 

b) Es wird abgelehnt, eine Freistellungs­
erklärung nach Artikel 85 Absatz 3 
auf dieses selektive Vertriebssystem 
abzugeben. 

( . . . ) 

Artikel 8 

Folgende Geldbußen werden festgesetzt: 

( . . . ) 

gegen Hasselblad (GB) eine Geldbuße 
von 165 000 (einhundertfünf undsechzig-
tausend) ECU, das sind 93 642,12 UKL 

(dreiundneunzigtausendsechshundert-
zweiundvierzig Pfund Sterling und zwölf 
Cent). 

In bezug auf die HGB stützte die Kom­
mission ihre Entscheidung auf den fol­
genden Sachverhalt: 

1. Das Victor-Hasselblad-Vertriebssy-
stem 

Die VHAB sei der Welt führender Her­
steller von einäugigen 6 x 6-cm-Spiegel-
reflex-Fotokameras für Rollfilm. Ihr Pro­
duktionsbereich umfasse vier verschie­
dene Kameramodelle und annähernd 300 
dazu passende Zubehörteile. Die VHAB 
führe 40 % ihrer Produktion nach der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
aus. Sie verfüge über selbständige Allein­
vertriebshändler in jedem Mitgliedstaat 
mit Ausnahme von Luxemburg. 

Die VHAB versehe ihre Waren, d.h. 
Kameras, Objektive und Magazine, mit 
einer Fertigungsnummer und registriere 
ihre Verkäufe an die Alleinvertriebshänd­
ler. Dadurch könne sie genau feststellen, 
an wen sie Hasselblad-Ware wann gelie­
fert habe. Zwar sei die jährliche Produk­
tionsstückzahl der VHAB im Verhältnis 

zu den jährlich weltweit hergestellten 
Spiegelreflexkameras gering, auf dem 
Marktsegment, auf dem die VHAB tätig 
werde — Spiegelreflexkameras im mittle­
ren Rollfilmformat — sei diese Produk­
tionszahl jedoch bedeutend. 

2. Die Anwendung der Alleinvertriebs­
verträge 

a) Preis- und Wettbewerbssituation 

Die VHAB rechne innerhalb der Ge­
meinschaft ihre Verkäufe an die Allein­
vertriebshändler aufgrund einer einheitli­
chen internationalen Preisliste und nur in 
DM ab. 

Wegen des Preiswettbewerbs und der 
Wechselkursschwankungen innerhalb der 
EWG bei Fotoartikeln seien die Groß-
und Einzelhändler daran interessiert, 
Hasselblad-Waren zu den günstigsten 
Preisen — auch in anderen Mitgliedstaa­
ten — einzukaufen und unter Weiter­
gabe der Preisdifferenz an ihre Kunden 
weiterzuverkaufen. Da die Hasselblad-
Alleinvertriebshändler ihren Großabneh­
mern Mengenrabatte gewährten, hätten 
die Hasselblad-Wiederverkäufer ein star­
kes Interesse daran, ihren Umsatz mit 
Hilfe von Ausfuhren zu steigern. 

Um die Flut der Paralleleinfuhren aufzu­
halten, habe die HGB Anfang 1980 ein 
Verkaufsstrategiepapier mit dem Titel 
„A policy for Europe" verfaßt und darin 
diese Praktiken unter Hinweis darauf 
verurteilt, daß sie den Zusammenbruch 
der Einzelhandelspreise und somit des 
gesamten Hasselblad-Vertriebssystems 
bewirkten. In einem Vermerk vom 23. 
Mai 1979 an die Geschäftsleitung der 
HGB habe sich ein Handelsvertreter 
über die schädliche Wirkung der Parallel­
einfuhren beschwert und dabei die Firma 
Camera Care als „bedeutendste Stör­
quelle" bezeichnet. 

887 



URTEIL VOM 21. 2. 1984 — RECHTSSACHE 86/82 

b) Verhinderung von zwischenstaatli­
chem Handel 

Die HGB habe versucht, die Alleinver­
triebshändler in Irland, Frankreich und 
Belgien daran zu hindern, Hasselblad-
Geräte und -Kameras nach dem Ver­
einigten Königreich auszuführen, und 
auf diese Weise den Handel zwischen 
Mitgliedstaaten beeinträchtigt. 

3. Sichernde Maßnahmen zur Marktab-
schottung 

In der Entscheidung werden drei Arten 
von Maßnahmen genannt, mit deren 
Hilfe die VHAB und die HGB versucht 
haben sollen, die Märkte abzuschotten: 

a) Nummernkontrolle 

Nach dem Vertriebsvertrag der VHAB 
seien die Vertriebshändler verpflichtet, 
beim Verkauf der Artikel die Fertigungs­
nummern sowie Name und Anschrift des 
Käufers zu registrieren und der VHAB 
auf Wunsch jederzeit Einblick in dieses 
Register zu gewähren. Die VHAB habe 
in Zusammenarbeit mit dem britischen, 
französischen, belgischen und dänischen 
Alleinvertriebshändler die Kontrolle der 
Fertigungsnummern und das Recht, das 
von jedem Alleinvertriebshändler ge­
führte Register einzusenden, dazu be­
nutzt, die Vertriebswege und den expor­
tierenden Wiederverkäufer festzustellen, 
um die Ausfuhren zu verhindern. 

b) Austausch der Preis- und Konditio­
nenlisten 

Die VHAB und ihre Alleinvertriebshänd­
ler hätten über Jahre hinweg den Aus­
tausch der im jeweiligen Mitgliedstaat 
geltenden Preis- und Konditionenlisten 
betrieben. 

c) Diskriminierung parallelimportierter 
Waren beim Kundendienst 

Die VHAB leiste für ihre Kameras und 
ihr Material zwölf Monate Garantie. Die 

Alleinvertriebshändler seien verpflichtet, 
diese Garantie hinsichtlich der darunter 
fallenden Kameras durchzuführen. Mit 
Wirkung vom 1. Januar 1979 habe die 
HGB ein neues Garantiesystem einge­
führt, die „Silver-Service"-Garantie-
karte, wodurch die Herstellergarantie 
auf von der HGB eingeführte und über 
das offizielle Hasselblad-Vertriebsnetz 
verkaufte Kameras auf vierundzwanzig 
Monate ausgedehnt werde. Damit habe 
die HGB Paralleleinfuhren bekämpfen 
wollen. Die Werbeanzeigen der HGB für 
die „Silver Service Card" hätten folgen­
den Wortlaut gehabt: „Vorteile der Sil­
ver Service Card: Vorzugsgarantie — 
Reparaturdienst mit Eilrücksendung . . . 
Silver-Service-Card-Inhaber werden stets 
unsere erste Priorität haben." 

Mit Klageschrift, die am 10. März 1982 
in das Register der Kanzlei des Gerichts­
hofes eingetragen worden ist, hat die 
Firma Hasselblad (GB) Klage gegen die 
Entscheidung erhoben, soweit diese sie 
betrifft. Mit Schriftsatz vom 14. Juni 
1982 hat die Firma Camera Care bean­
tragt, als Streithelferin zugelassen zu 
werden. Diesem Antrag ist mit Beschluß 
vom 29. Juni 1982 stattgegeben worden. 
Das Verfahren ist ordnungsgemäß abge­
laufen. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­
richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, die mündliche 
Verhandlung ohne vorherige Beweisauf­
nahme zu eröffnen. Er hat jedoch die 
Parteien ersucht, einige Fragen zu beant­
worten. 

II — A n t r ä g e der P a r t e i e n 

Die Klägerin beantragt, die Artikel 1, 2, 
3 und 8 der Entscheidung der Kommis­
sion aufzuheben, soweit die Klägerin be­
troffen ist, und der Kommission die Ko­
sten aufzuerlegen. 
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Die Beklagte beantragt, die Klage abzu­
weisen und der Klägerin die Kosten auf­
zuerlegen. 

I I I — V o r b r i n g e n der Be te i l i g t en 

Die HGB stützt ihre Klage auf acht 
Hauptgründe. Sie kritisiert die von der 
Kommission vorgenommene Marktab­
grenzung und weist deren Behauptung 
zurück, der Vertriebsvertrag mit der 
Firma Camera Care sei wegen der von 
dieser Firma praktizierten Preispolitik 
gekündigt worden. Sie bestreitet, den 
Markt der Hasselblad-Erzeugnisse abge­
schottet oder sich an einer Abstimmung 
zum Zwecke der Marktabschottung be­
teiligt zu haben. Außerdem wendet sie 
sich gegen die Annahme der Kommis­
sion, der zwischen der HGB und der 
VHAB geschlossene Alleinvertriebsver­
trag und das im Vereinigten Königreich 
geltende selektive Vertriebssystem ver­
stießen gegen Artikel 85 Absatz 1 EWG-
Vertrag. 

Im übrigen bringt die HGB verschiedene 
Einwände gegen das von der Kommis­
sion bei den Nachforschungen durchge­
führte Verfahren sowie dagegen vor, wie 
die Kommission das Beweismaterial be­
handelt habe, das sie sowohl in der Ant­
wort auf die Mitteilung der Beschwerde­
punkte als auch bei der anschließenden 
Anhörung vorgelegt habe. 

Schließlich macht die HGB geltend, die 
von der Kommission verhängte Geld­
buße sei zu hoch und könne von ihr 
nicht bezahlt werden. 

a) Marktanteil 

Die HGB trägt vor, selbst wenn Han­
delsbeschränkungen gegeben sein sollten, 
würden sie nicht unter Artikel 85 Absatz 
1 fallen, da sie vor allem wegen des ge­
ringen Marktanteils der Hasselblad-Ka-
meras keine spürbaren Auswirkungen auf 

den Wettbewerb oder den Handel zwi­
schen Mitgliedstaaten hätten. 

In ihrer Entscheidung habe die Kommis­
sion als relevanten Markt denjenigen der 
„Spiegelreflexkameras im mittleren Roll­
filmformat" angenommen. Diese Defini­
tion schließe nur Kameras wie Bronica, 
Mamiya, Rollei und ein Pentax-Modell 
ein, alle 35-mm-Kameras blieben dage­
gen unberücksichtigt. Dieser Abgrenzung 
des relevanten Marktes könne nicht zu­
gestimmt werden. Hasselblad-Fotokame-
ras stünden nicht nur mit anderen Foto­
kameras gleicher Art, von denen es nur 
wenige gebe, sondern auch mit 35-mm-
Kameras im Wettbewerb. Die 35-mm-
Kameras seien zumindest ebenso kom­
plex wie die Hasselblad-Kameras; sie 
stünden auf dem gleichen und manchmal 
auch auf einem höheren technologischen 
Niveau. Das Sortiment der Zubehörteile 
sei ähnlich wie bei Hasselblad-Kameras, 
und auch mit 35-mm-Kameras könnten 
hochwertige Vergrößerungen erzielt 
werden. Die HGB stützt sich insoweit 
auf Werbematerial und andere Beweis­
mittel, woraus sich ihres Erachtens ein­
deutig ergibt, daß Hasselblad-Fotokame-
ras und 35-mm-Kameras miteinander in 
ernsthaftem Wettbewerb stehen und 
einen einzigen Markt bilden. 

In ihrer Klagebeantwortung trägt die 
Kommission vor, die Kameras im mittle­
ren Rollfilmformat bildeten einen ge­
trennten Markt, der aus hochwertigen 
Kameras bestehe, die nur von einigen 
wenigen Berufsfotografen und einigen 
wenigen erfahrenen und begüterten 
Amateurfotografen gekauft würden. In 
diesen Kameras würden Rollfilme mittle­
ren Formats, d. h. 6 cm breite Filme, be­
nutzt, so daß die Negative größer seien 
und daher einer geringeren Vergröße­
rung als Negative von 35-mm-Filmen be­
dürften. Zwar seien bestimmte 35-mm-
Fotokameras möglicherweise ebenso gut 
wie Kameras im mittleren Rollfilmfor-
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mat; dies ändere jedoch nichts an der 
Schlußfolgerung, daß Fotokameras im 
mittleren Rollfilmformat einen anderen 
Markt als 35-mm-Kameras bildeten. Zur 
Begründung ihrer Auffassung beruft sich 
die Kommission auf den Economist Intel­
ligence Unit Report Nr. 70 mit dem Titel 
„The U. K. Market for Amateur Photo­
graphy" (1979) und statistische Angaben 
der British Photographers Importers As­
sociation für die Zeit vom 1. Juli 1978 
bis zum 30. Juni 1979, aus denen hervor­
gehe, daß der Hasselblad-Anteil am 
Markt der Spiegelreflexkameras, d. h. 
der 35-mm- sowie der Fotokameras im 
mittleren Rollfilmformat, 0,597 % betra­
gen, der Anteil am Markt der Fotokame­
ras im mittleren Rollfilmformat dagegen 
26,05 % erreicht habe. 

In ihrer Erwiderung erklärt die HGB, 
letztlich sei es allein Sache des Verbrau­
chers, den Marktanteil zu bestimmen. 
Die von ihr vorgelegten Statistiken sowie 
die Schreiben und Erklärungen einiger 
Wiederverkäufer, die zu den bedeutend­
sten des Vereinigten Königreichs gehör­
ten, ließen erkennen, daß der Markt der 
35-mm-Fotokameras und der Markt der 
Hasselblad-Kameras im wesentlichen 
identisch seien. 

Die Firma Camera Care bestreitet die Be­
weiskraft der Beweismittel, die von der 
HGB zur Untermauerung ihrer Abgren­
zung des relevanten Marktes vorgelegt 
wurden. 

b) Camera Care 

Die HGB macht geltend, das mit der 
Firma Camera Care abgeschlossene 
„Dealer Agreement" aus drei Gründen 
gekündigt zu haben: 

i) Die Firma Camera Care habe an sie 
unsinnige Lieferanforderungen ge­
stellt und ihr Management sowie ihre 
Lieferpraxis häufig telefonisch kriti­
siert. Sie habe versucht, nähere Ein­
zelheiten über die Nachfrage mögli­

cher Käufer nach Hasselblad-Foto-
kameras zu erhalten, um mit den In­
teressenten unmittelbar Kontakt auf­
nehmen zu können. Außerdem habe 
sie direkt an die VHAB geschrieben, 
um sich über die unzureichende Be­
lieferung durch die HGB zu be­
schweren, was diese in eine peinliche 
Lage gebracht habe. 

ii) Die Firma Camera Care habe ver­
sucht, Hasselblad-Erzeugnisse zu re­
parieren, ohne über die erforder­
lichen Ersatzteile zu verfügen. Dies 
habe dem Ruf von Hasselblad ge­
schadet. 

iii) Die Werbeanzeigen der Firma Ca­
mera Care für Hasselblad-Erzeug­
nisse seien geschmacklos gewesen 
und hätten nicht zur Art dieser Er­
zeugnisse gepaßt. 

Eine im Herbst 1977 in einer Fachzeit­
schrift veröffentlichte Anzeige sei mit der 
Überschrift versehen gewesen: „Schwe­
dische Massage durch Victor Hasselblad 
verbessert Ihre Bilder." Diese Veröffent­
lichung habe die HGB schockiert. Herr 
Barnard von der HGB sei an den Inha­
ber der Firma Camera Care, Herrn Ho-
des, herangetreten, um ihm zu erklären, 
daß diese Werbeanzeige geschmacklos 
sei und Dr. Victor Hasselblad, der da­
mals noch am Leben gewesen sei, persön­
lich brüskiere. Herr Hodes habe verspro­
chen, die Anzeige werde nicht noch ein­
mal erscheinen. Dieselbe Anzeige sei je­
doch später im „Industrial and Comer­
cial Photographers Directory and Buyers 
Guide" von 1978 veröffentlicht worden. 
Als Herr Barnard Herrn Hodes telefo­
nisch ersucht habe, sich zum Erscheinen 
der beleidigenden Anzeige zu äußern, 
habe dieser behauptet, als Herr Barnard 
seine Einwände geltend gemacht habe, 
sei es für die Rücknahme der Anzeige zu 
spät gewesen. Die HGB akzeptiere diese 
Erklärung nicht, während die Kommis-
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sion der Aussage von Herrn Hodes zum 
Erscheinen der Anzeige ohne weiteres 
Glauben schenke. 

Die HGB bestreitet, das „Dealer Agree­
ment" wegen der Niedrigpreispolitik der 
Firma Camera Care gekündigt zu haben. 
Sie habe der Kommission Beweismaterial 
dafür geliefert, daß andere Hasselblad-
Wiederverkäufer ihre Preise beträchtlich 
herabgesetzt hätten. Keinem dieser 
Wiederverkäufer habe die HGB den Ver­
trag gekündigt. Daraus ergebe sich, daß 
die Kündigung des Vertrages mit der 
Firma Camera Care kein Bestandteil 
einer allgemeinen, auf die Abschottung 
des Marktes der Hasselblad-Erzeugnisse 
gerichtete Politik gewesen sei. 

Entgegen der Sachverhaltsdarstellung 
durch die Kommission habe die HGB die 
Firma Camera Care tadellos behandelt. 
Sie habe ihr gegenüber die im „Dealer 
Agreement" vorgesehene Kündigungs­
frist respektiert. Nach der Auflösung die­
ses Vertrages habe sie die Möglichkeit in 
Betracht gezogen, die Belieferung der 
Firma Camera Care unter der Vorausset­
zung wiederaufzunehmen, daß diese sich 
verpflichte, die geschmacklosen Anzei­
gen nicht zu wiederholen, keine Vor­
zugsbehandlung zu verlangen und nicht 
mehr Fotokameras in einer für die HGB 
schädlichen Weise zu reparieren. 

Die Kommission trägt vor, das „Dealer 
Agreement" mit der Firma Camera Care 
sei wegen der Preispolitik dieser Firma 
gekündigt worden. Zur Begründung die­
ser Auffassung verweist sie unter ande­
rem auf den Schriftwechsel der HGB mit 
deren Anwälten, dem britischen Han­
delsministerium und mit der Firma Ilford 
(Ireland) Ltd., von der die Firma Camera 
Care mit Hasselblad-Erzeugnissen belie­
fert worden sei. In diesen Schreiben habe 
die HGB ausdrücklich auf die von der 
Firma Camera Care vorgenommenen 
Preissenkungen hingewiesen. Die Kom­
mission stützt ihre Auffassung außerdem 

auf die Erörterungen zwischen der HGB 
und der Firma Camera Care, bei denen 
die HGB von der Firma Camera Care 
verlangt habe, in ihren Anzeigen nicht 
auf die Preise anderer Wiederverkäufer 
hinzuweisen. 

Die Firma Camera Care habe der HGB 
angeboten, ihre künftigen Anzeigen vor 
der Drucklegung zur Billigung vorzule­
gen. Dies sei von der HGB abgelehnt 
worden, was beweise, daß die HGB sich 
über die Anzeigen der Firma Camera 
Care nicht nur wegen ihres schlechten 
Geschmacks, sondern auch und vor al­
lem wegen der Preise Gedanken gemacht 
habe. Die HGB bestreitet dies. In ihrer 
Erwiderung führt sie aus, die Behauptun­
gen der Kommission seien durch nichts 
bewiesen. Auch wenn die Kommission 
möglicherweise einen gegenteiligen Ein­
druck habe, sei die HGB bereits im Som­
mer 1979 bereit gewesen, die Firma Ca­
mera Care wieder als Hasselblad-Händ-
ler aufzunehmen; folglich habe sie keine 
ernsthaften Einwände gegen deren Preis­
politik haben können. 

Die Kommission räumt ein, daß die 
HGB nicht die Verträge mit anderen 
Verkäufern gekündigt habe, obwohl 
diese ebenfalls ihre Preise gesenkt hätten. 
Die HGB führt in ihrer Erwiderung aus, 
dies beweise, daß der Vertrag mit der 
Firma Camera Care nicht wegen der 
Preissenkungen gekündigt worden sei. 

Die Firma Camera Care macht geltend, 
das „Dealer Agreement" sei wegen der 
Preise gekündigt worden. Die von der 
HGB beanstandeten Anzeigen seien le­
diglich ein Vorwand für die Vertrags­
kündigung gewesen. Für das Vorbringen 
der HGB betreffend den schlechten 
Kundendienst der Firma Camera Care 
gebe es keine Beweise. 

c) Marktabschottung 

Die HGB trägt vor, sie habe nicht ver­
sucht, den Markt der Hasselblad-Er-

891 



URTEIL VOM 21. 2. 1984 — RECHTSSACHE 86/82 

Zeugnisse durch die Verhinderung von 
Paralleleinfuhren abzuschotten. Zwar 
habe sie von September 1978 bis Ok­
tober 1979 die Belieferung der Firma Ca­
mera Care mit Hasselblad-Erzeugnissen 
verhindert. Im Oktober 1979 habe sie je­
doch auf den Rat ihrer Rechtsberater hin 
diese Praxis eingestellt. 

Die Kommission habe außer dem Fall 
der Firma Camera Care kein Beispiel da­
für geliefert, daß die HGB versucht 
habe, Paralleleinfuhren zu verhindern. In 
Wirklichkeit habe die HGB genau das 
Gegenteil getan, nämlich Ausfuhren ge­
fördert, und der Kommission dafür auch 
Beweise vorgelegt. 

Die „Silver-Service"-Garantiekarte sei 
ein legitimes Mittel im Wettbewerb mit 
Paralleleinfuhren gewesen. Kunden, die 
diese Karte nicht besessen hätten, seien 
nicht diskriminiert worden. Die HGB 
habe zumindest ebenso wie jeder andere 
europäische Vertriebshändler die interna­
tionale Kundendienstgarantie der VHAB 
eingehalten und bei Reparaturen parallel­
importierte Fotokameras nicht diskrimi­
niert. Sie habe der Kommission Beweise 
ihrer Fairneß vorgelegt. 

Die Kommission führt in ihrer Klagebe­
antwortung aus, die HGB habe mehr als 
ein Jahr lang der Firma Camera Care 
den Zugang zu Hasselblad-Erzeugnissen 
verwehrt. Außerdem gehe aus dem 
Schriftwechsel zwischen der HGB und 
der Firma Ilford (Ireland) Ltd. hervor, 
daß die HGB Einwände gegen die Ver­
käufe der Firma Ilford an Bürger des 
Vereinigten Königreichs erhoben habe, 
selbst wenn diese persönlich die Ge­
schäftsräume der Firma Ilford aufgesucht 
hätten. Durch diese Politik hätten die 
Hasselblad-Händler im Vereinigten Kö­
nigreich geschützt werden sollen. 

Im Hinblick auf die „Silver-Service"-Ga-
rantiekarte führt die Kommission aus, in 
den Werbeanzeigen der HGB für den 

Kundendienst sei darauf hingewiesen 
worden, daß die Inhaber der Karte beim 
Kundendienst für Kameras und fotogra­
fische Erzeugnisse Priorität hätten. 

In ihrer Erwiderung erklärt die HGB, die 
Kommission habe keinerlei Beweis da­
für angeführt, daß die HGB Kunden, 
die keine „Silver-Service"-Garantiekarte 
besessen hätten, hinsichtlich der interna­
tionalen einjährigen Victor-Hasselblad-
Garantie oder des entgeltlichen Kunden­
dienstes diskriminiert habe. 

Die Firma Camera Care trägt vor, die 
HGB habe Paralleleinfuhren diskrimi­
niert. Sie verweist auf den Wortlaut be­
stimmter Werbeanzeigen, der bestätige, 
daß die HGB die Inhaber einer „Silver 
Service Card" gegenüber anderen Eigen­
tümern von Hasselblad-Geräten begün­
stigt habe. 

d) Abstimmung zur Marktabschottung 

Die Kommission wirft in ihrer Entschei­
dung der VHAB und der HGB sowie 
den Firmen Ilford, Telos, Prolux, Polack 
und Nordic vor, sich abgestimmt zu 
haben, um den Markt der Hasselblad-
Erzeugnisse abzuschotten. Die HGB 
leugnet, an dieser Abstimmung beteiligt 
gewesen zu sein. Die Kommission be­
hauptet, diese Praxis habe die Verhinde­
rung von Paralleleinfuhren zum Ziel ge­
habt, was die HGB bestreitet. 

(i) Verhinderung von Paralleleinfuhren 

Die Kommission ist in ihrer Entschei­
dung zu dem Ergebnis gelangt, die HGB 
habe versucht, Einfuhren von Hassel­
blad-Erzeugnissen zu verhindern, die 
außerhalb der offiziellen Vertriebswege 
abgewickelt würden. Als wichtigstes Be­
weismittel hat die Kommission eine von 
der HGB 1980 verfaßte Schrift mit dem 
Titel „A policy for Europe" sowie das 
Protokoll einer Geschäftsführersitzung 
vom 18. August 1978 angeführt. 
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Die HGB macht geltend, die Kommis­
sion zitiere in ihrer Entscheidung nur 
einen Auszug aus der Schrift „A policy 
for Europe" und verfälsche damit den 
Inhalt dieser Schrift, die den Zweck ge­
habt habe, die Werbung für Hasselblad-
Erzeugnisse und deren Absatz zu för­
dern. In der Schrift werde anerkannt, 
daß ein „absoluter Gebietsschutz" in der 
EWG verboten sei, und festgestellt, daß 
die HGB ihre Tätigkeit im Rahmen des 
Gemeinschaftsrechts ausüben wolle. 
In dem Protokoll über die Geschäftsfüh­
rersitzung vom 18. August 1978 sei es 
darum gegangen, „graue Importe zu be­
kämpfen", und zwar durch einen harten 
Wettbewerb, der jedoch im Rahmen von 
Artikel 85 habe bestritten werden sollen. 
In ihrer Klagebeantwortung erklärt die 
Kommission, dieses Protokoll sei die Be­
stätigung dafür, daß die HGB sich 
darauf eingestellt habe, Hasselblad-Er-
zeugnisse von der Firma Camera Care 
zu kaufen, um die Herkunft der Geräte 
feststellen zu können. Außerdem gehe 
aus dem Protokoll hervor, daß die „Sil­
ver Service Card" dazu benutzt worden 
sei, „Piratenimporte" zu bekämpfen. 
In ihrer Entscheidung verweist die Kom­
mission auf den Schriftwechsel sowie auf 
andere Kontakte zwischen der HGB und 
Alleinvertriebshändlern in anderen , Mit­
gliedstaaten; daraus könne geschlossen 
werden, daß die HGB versucht habe, 
Ausfuhren nach dem Vereinigten König­
reich zu verhindern. Die HGB entgegnet, 
die fraglichen Beweismittel bezögen sich 
alle auf die Belieferung der Firma Ca­
mera Care mit Fotokameras und Hassel-
blad-Erzeugnissen in einem Zeitraum, in 
welchem die Firma Camera Care nicht 
mehr die Eigenschaft eines zugelassenen 
Wiederverkäufers besessen habe und 
die HGB davon ausgegangen sei, daß 
die zugelassenen Vertriebshändler und 
Wiederverkäufer nicht berechtigt seien, 
nicht zugelassene Wiederverkäufer zu 
beliefern. 

Die Kommission versuche „. . . diese 
individuelle Meinungsverschiedenheit 
zwischen der HGB und der Firma Ca­
mera Care hochzuspielen und in eine all­
gemeine Politik zu wenden . . .". 

In ihrer Klagebeantwortung bezieht sich 
die Kommission auf den Schriftwechsel 
zwischen der VHAB und der HGB so­
wie zwischen der VHAB und der Firma 
Ilford (Ireland) Ltd. Daraus ergebe sich, 
daß die VHAB um jeden Preis die Ex­
portverkäufe der Firma Ilford, und zwar 
nicht nur die an die Firma Camera Care, 
habe stoppen wollen. 

(ii) Preisbeeinflussung 

Die HGB trägt vor, wenn Preislisten 
zwischen der VHAB und deren Ver­
triebshändlern ausgetauscht worden 
seien, so sei dies völlig durch den Ver­
triebsvertrag von 1965 gedeckt gewesen. 

Die HGB habe Preislisten von den Fir­
men Telos und Polack erhalten, um die 
Firma Camera Care zu „bekämpfen", 
d. h., um deren Preise zu attackieren. Es 
habe keine Abstimmung darüber stattge­
funden, den Markt durch den Austausch 
der Preislisten abzuschotten. 

e) Der Alleinvertriebsvertrag zwischen der 
VHAB und der HGB 

Die HGB macht geltend, Artikel 2 Buch­
stabe a der Entscheidung sei hinsichtlich 
des Vertrags zwischen der VHAB und 
der HGB nicht gerechtfertigt. Die Kom­
mission habe in ihrer Mitteilung der Be­
schwerdepunkte selbst eingeräumt, daß 
der Vertrag keine gegen die Wett­
bewerbsregeln der Gemeinschaft versto­
ßende Bestimmung enthalte. Außerdem 
falle der Vertrag unter die Verordnung 
Nr. 67/67, da die Kommission nicht 
nachgewiesen habe, daß die HGB den 
Anstoß zu diskriminierenden Praktiken 
gegenüber Paralleleinfuhren gegeben 
habe. 
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Die Kommission hält den Vertriebsver­
trag für rechtswidrig, denn die Parteien 
hätten Maßnahmen zum Schutz des Ver­
tragsgebietes sowie zur Verhinderung 
von Paralleleinfuhren getroffen. Durch 
das Vorgehen der HGB gegenüber Paral­
leleinfuhren in das Vereinigte Königreich 
verliere der Vertriebsvertrag der HGB 
automatisch den Rechtsvorteil der Ver­
ordnung Nr. 67/67 und des Artikels 85 
Absatz 3 EWG-Vertrag. 

In ihrer Erwiderung macht die HGB gel­
tend, sie habe keine Ausfuhrverbote ver­
hängt, sondern lediglich versucht, die 
Lieferungen an einen nicht zugelassenen 
Wiederverkäufer, die Firma Camera 
Care, anzuhalten. Selbst wenn man in ih­
rem Vorgehen gegenüber der Firma Ca­
mera Care Ausfuhrverbote oder Einfuhr­
beschränkungen sehen sollte, könnten 
diese nicht der Gruppenfreistellung auf­
grund der Verordnung Nr. 67/67 ent­
gegenstehen. 

Die Kommission weist in ihrer Gegener­
widerung die Auffassung zurück, „ein 
einziger Fall" eines Ausfuhrverbots 
könne nicht zur Unanwendbarkeit der 
Verordnung Nr. 67/67 führen. Im übri­
gen gestatte es die Verordnung Nr. 
67/67 nicht, die Belieferung nicht zuge­
lassener Wiederverkäufer zu behindern. 

f) Das „Dealer Agreement" 

In Artikel 3 der Entscheidung werden 
die Klauseln 6, 23 und 28 des „Dealer 
Agreement", die quantitative Auswahl 
der Händler und die Einzelhandelspreis­
beeinflussung durch die HGB beanstan­
det. 
Klausel 6 lautet wie folgt: 

„Alle aufgrund dieser Vereinbarung dem 
Händler gelieferten Hasselblad-Erzeug-
nisse müssen von dem Händler in den 
anerkannten Räumen für den Einzelver­
kauf (oder den Verkauf zur beruflichen 
Verwendung) benutzt werden. Sie dürfen 

unter keinen Umständen (vorbehaltlich 
der vorstehenden Bestimmungen) ohne 
vorherige schriftliche Zustimmung der 
Gesellschaft 

a) von dem Händler oder mit dessen 
Zustimmung an eine andere Person, 
Firma oder Gesellschaft geliefert wer­
den, die Fotokameras und fotografi­
sche Erzeugnisse im Vereinigten Kö­
nigreich oder im Ausland verkauft 
oder die auf diese Geschäftstätigkeit 
spezialisiert ist, 

b) außerhalb der anerkannten Geschäfts­
räume verkauft werden." 

Die HGB trägt vor, diese Klausel 6 sei in 
das „Dealer Agreement" am 1. Januar 
1979 aufgenommen worden. Dadurch 
hätten die Verkäufe von Hasselblad-Er-
zeugnissen durch nicht zugelassene 
Händler verhindert werden sollen. Die 
Zunahme derartiger Verkäufe habe bei 
der HGB die Befürchtung entstehen las­
sen, dadurch könnten Ruf und Ansehen 
der Hasselblad-Erzeugnisse beeinträch­
tigt werden. Ausfuhrverbote seien nicht 
beabsichtigt gewesen. 

In ihrer Klagebeantwortung entgegnet 
die Kommission, die Klausel 6 untersage 
allgemein jeden Wiederverkauf, soweit es 
sich nicht um Verbraucher innerhalb des 
Vertragsgebietes des Wiederverkäufers 
handele. Daher beeinträchtige sie den 
Handelsverkehr. 

Klausel 23 des „Dealer Agreement" ver­
pflichtet den Händler, jede eigene An­
zeige oder Werbung zurückzuziehen, 
gegen die die HGB schriftliche Ein­
wände erhoben hat. In Nr. 60 der Ent­
scheidung heißt es, dieses „Nachzensur-
recht" hindere die Einzelhändler an der 
Veröffentlichung ihrer Preise. Die HGB 
trägt vor, mit dieser Bestimmung solle 
„ein gemeinsames Werbeprogramm auf 
hohem Niveau" gewährleistet werden. 
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In ihrer Klagebeantwortung weist die 
Kommission die von der HGB vorge­
nommene Auslegung der Klausel 23 zu­
rück. In den beiden Anzeigen der Firma 
Camera Care, die zu Beanstandungen 
von Seiten der HGB geführt hätten, 
seien jeweils reduzierte Einzelhandels­
preise angeboten worden, und dies sei 
der wesentliche Grund dafür gewesen, 
daß die HGB dagegen Einwände er­
hoben habe. 

Die HGB räumt ein, daß sie versucht 
habe, die Firmen Ilford, Telos und Pro-
lux a i der Belieferung der Firma Camera 
Care mit Hasselblad-Erzeugnissen zu 
hindern, dies jedoch allein deshalb, weil 
die Firma Camera Care kein zugelasse­
ner Wiederverkäufer mehr gewesen sei. 

Die Kommission stelle die Meinungsver­
schiedenheit zwischen der HGB und der 
Firma Camera Care wie eine allgemeine 
Politik zur Verhinderung von Parallel­
einfuhren dar. Dieser Vorwurf sei unbe­
gründet. Die Kommission habe keinen 
weiteren Beweis dafür beigebracht, daß 
die HGB Einfuhren in das Vereinigte 
Königreich oder Ausfuhren aus dem 
Vereinigten Königreich verbiete. 

Sie habe den Wiederverkäufern von 
Hasselblad-Geräten keinen bestimmten 
Preis vorgeschrieben. Die Kommission 
habe das Gegenteil nicht bewiesen. 

Die Kommission beruft sich in ihrer 
Klagebeantwortung auf den Schriftwech­
sel zwischen den Firmen Victor Hassel­
blad und Ilford (Ireland) Ltd. sowie zwi­
schen der HGB und der Firma Ilford, in 
dem es um die Preispolitik gegangen sei, 
und leitet daraus her, daß die HGB ver­
sucht habe, ein bestimmtes Preisniveau 
vorzuschreiben. 

Im Hinblick auf die quantitative Auswahl 
der Vertriebshändler führt die HGB aus, 
die Anzahl der Hasselblad-Vertriebs-
händler werde wegen der hohen Kosten, 
die mit der Haltung eines geeigneten La­

gers verbunden seien, zwangsläufig im­
mer begrenzt sein. Ein tüchtiger Händler 
müsse jährlich Waren im Wert von min­
destens 6 000 UKL verkaufen, um den 
Mindestlagerbestand finanzieren zu kön­
nen, über den er verfügen müsse. Die 
HGB beschränke nicht selbst die Anzahl 
ihrer Wiederverkäufer. Jede quantitative 
Beschränkung sei die Folge davon, daß 
die Lagerhaltung von Hasselblad-Er­
zeugnissen hohe Kosten verursache. 

Die Kommission weist dieses Argument 
mit dem Bemerken zurück, die HGB 
habe den Handelsverkehr durch die Auf­
stellung von Kriterien quantitativer Aus­
wahl beeinträchtigt. 

Die HGB verfüge im Vereinigten König­
reich über ungefähr 110 Händler. Ohne 
die Kriterien quantitativer Auswahl 
könnten 2 000 Händler als Hasselblad-
Händler zugelassen werden. Da die Has-
selblad-Vertriebshändler Ausfuhrverbote 
verhängt und versucht hätten, auf natio­
naler Ebene gleiche Preise beizubehalten, 
lasse sich nicht sagen, welchen Umfang 
die Ein- oder Ausfuhren hätten, wenn 
der Wettbewerb nicht beschränkt wäre. 

Die Firma Camera Care trägt vor, selbst 
wenn die quantitative Auswahl unum­
gänglich sein sollte, liefere sie keine Er­
klärung dafür, warum die HGB es für 
notwendig gehalten habe, Querlieferun­
gen zu untersagen. Ein solches Verbot 
stelle für sich allein eine quantitative 
Auswahl dar. Außerdem habe die Weige­
rung, „Piratenimporteure" zu beliefern 
oder Querlieferungen an solche Impor­
teure zu gestatten, eine spürbare ab­
schreckende Wirkung gegenüber jedem 
Händler, der Hasselblad-Erzeugnisse 
einführen wolle. 

Die HGB habe ihr Vertriebssystem dazu 
benutzt, die Preise zu beeinflussen. Die 
Anzeigen von Händlern wiesen eine ge­
wisse Einheitlichkeit der Preise auf, 
wenn die Preise angegeben seien; in den 
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übrigen Fällen würden keine Preise ge­
nannt. 

Verfahren 

Die HGB erhebt eine Reihe von Einwän­
den gegen die Art und "Weise, wie die 
Kommission die Ermittlungen durchge­
führt habe. 

Die an die VHAB und die HGB gerich­
tete Mitteilung der Beschwerdepunkte 
habe einen Auszug aus dem Schriftwech­
sel zwischen der HGB und ihrem Anwalt 
enthalten, der vertraulich gewesen sei 
und dessen Aushändigung der Anwalt 
der HGB im Verlauf der Ermittlungen 
der Kommission verweigert habe. 
Darüber hinaus habe die Kommission 
unter Verstoß gegen ihre Verpflichtun­
gen gemäß Artikel 20 Absatz 2 der Ver­
ordnung Nr. 17 der Firma Camera Care 
Kenntnisse über streng vertrauliche, die 
HGB betreffende Angelegenheiten preis­
gegeben, wie z. B. ihre Marktstrategie, 
Einzelheiten über ihren Umsatz sowie 
über ihre Gewinne und Verluste. Der 
HGB sei dadurch ein spürbarer Schaden 
entstanden. 

Die Kommission habe sich in ihrer Ent­
scheidung auf denselben Sachverhalt wie 
in der Mitteilung der Beschwerdepunkte 
gestützt. Sie habe von den Beweismitteln, 
die die HGB vor und nach der Anhö­
rung beigebracht habe, keine Kenntnis 
genommen. Damit habe die Kommission 
gegen den Grundsatz der Waffengleich­
heit im Rahmen einer von Amts wegen 
durchgeführten Nachprüfung verstoßen. 

Die Entscheidung der Kommission ver­
letze Artikel 190 EWG-Vertrag, da sie 
nur unzureichend mit Gründen versehen 
sei. 

Selbst wenn der Gerichtshof feststellen 
sollte, daß die Voraussetzungen des Arti­
kels 190 EWG-Vertrag erfüllt seien, 
habe die Kommission nicht bewiesen, 
daß gegen Artikel 85 verstoßen worden 
sei. 

Die Kommission macht geltend, sie 
brauche nicht sämtliche Argumente der 
Parteien zu erörtern oder zu widerlegen. 
Sie müsse nur die Punkte beweisen, auf 
die sie ihre Entscheidung stütze. Dieser 
Verpflichtung sei sie im vorliegenden Fall 
nachgekommen. 

Die HGB habe niemals den Ersatz des 
Schadens verlangt, der ihr angeblich da­
durch entstanden sei, daß die Kommis­
sion vertrauliche Informationen und Ge­
schäftsgeheimnisse preisgegeben habe. 
Außerdem habe die HGB nie den ihr an­
geblich entstandenen Verlust genau an­
gegeben. 

Nach Ansicht der Firma Camera Care ist 
den Anforderungen des Artikels 190 in 
der vorliegenden Rechtssache genüge ge­
tan worden. Die Kommission brauche 
nur die Gründe für ihre Entscheidung 
anzuführen; sie sei nicht verpflichtet dar­
zulegen, aus welchen Gründen sie die 
Rechts- oder Tatsachenausführungen der 
Klägerin zurückgewiesen habe. 

Die Geldbuße 

Die HGB trägt vor, nach Artikel 15 Ab­
satz 5 der Verordnung Nr. 17 dürfe 
keine Geldbuße für Handlungen festge­
setzt werden, die in den Grenzen der in 
der Anmeldung dargelegten Tätigkeiten 
lägen, soweit sie „vor der Entscheidung 
der Kommission nach Artikel 85 Absatz 
3 des Vertrages begangen werden". 
Wenn also die HGB im Sommer 1978 
von der Firma Ilford verlangt habe, die 
Verkäufe an die Firma Camera Care ein­
zustellen, so könne dieses Verlangen 
nicht mit einer Geldbuße belegt werden, 
weil die 1965 angemeldete Vereinbarung 
zwischen der VHAB und den übrigen 
Vertriebshändlern ein Ausfuhrverbot ent­
halten habe. 

Die Kommission entgegnet, die HGB be­
finde sich in einem Irrtum, wenn sie 
meine, die Anmeldung schütze die Fir­
men vor Geldbußen wegen Ausfuhrbe-
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schränkungen, selbst nachdem der Firma 
Victor Hasselblad mitgeteilt worden sei, 
daß das Ausfuhrverbot gestrichen wer­
den müsse, und diese Streichung akzep­
tiert worden sei. Anderenfalls könnte ein 
Unternehmen der Kommission die Ab­
schaffung eines Ausfuhrverbots vortäu­
schen und wäre dennoch vor Geldbußen 
sicher. 

Nach Auffassung der HGB ist die von 
der Kommission verhängte Geldbuße un­
gerechtfertigt. Selbst wenn ein Verstoß 
gegen Artikel 85 Absatz 1 bewiesen 
würde, wäre die Geldbuße unverhältnis­
mäßig hoch. Wenn die HGB gezwungen 
wäre, die Geldbuße zu bezahlen, und vor 
allem, wenn man von ihr verlangen 
würde, sie in einem einzigen Betrag zu 
entrichten, dann müßte sie möglicher­
weise ihre Geschäftstätigkeit einstellen. 

Die Kommission erklärt, die HGB habe 
nichts angeführt, was ihre Zahlungsunfä­
higkeit belegen könnte. Sie habe die 
HGB ersucht, Auskünfte über ihre finan­
zielle Lage zu erteilen, um ihr eine aus­
reichende Frist zur Zahlung der Geld­
buße einzuräumen, jedoch keine Infor­
mationen erhalten. 

Die Firma Camera Care hält die Geld­
buße, gemessen an dem Jahresumsatz der 
HGB, für bescheiden. 

Fragen an die Kommission 

1. Die Kommission ist ersucht worden, 
dem Gerichtshof eine detaillierte Liste 

sämtlicher — der Kommission bei ih­
rer Entscheidung bekannt gewesenen 
— Fälle vorzulegen, in denen die Klä­
gerin die Reparatur von Hasselblad-
Kameras verweigert oder hinausgezö­
gert hat. 

Daraufhin hat die Kommission er­
klärt, der einzige Weigerungsfall, von 
dem sie Kenntnis gehabt habe, sei der 
Fall des Herrn Orbison. Sie habe es 
nicht für erforderlich gehalten, Nach­
forschungen über einzelne Verzöge­
rungsfälle in einer so detaillierten 
Weise anzustellen, wie es für die Be­
antwortung der Frage des Gerichts­
hofes nötig wäre. 

2. Die Kommission ist ersucht worden, 
genaue Angaben zu der damaligen 
durchschnittlichen Reparaturdauer in 
den anderen Mitgliedstaaten zu ma­
chen. 

Sie hat darauf erklärt, die erforder­
liche durchschnittliche Zeitdauer für 
die Reparatur von Hasselblad-Gerä-
ten in den anderen Mitgliedstaaten sei 
ihr nicht bekannt. 

IV — M ü n d l i c h e V e r h a n d l u n g 

In der Sitzung vom 2. Juni 1983 haben 
die Beteiligten mündlich verhandelt. 

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 13. Juli 1983 
vorgetragen. 

Entscheidungsgründe 

1 Die Firma Hasselblad (GB) hat mit Klageschrift, die am 10. M ä r z 1982 bei 
der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Artikel 173 Absatz 2 
E W G - V e r t r a g Klage auf teilweise Aufhebung der ihr am 4. J anua r 1982 mit­
geteilten Entscheidung der Kommission vom 2. Dezember 1981 betreffend 
ein Verfahren nach Artikel 85 des EWG-Ver t r ags ( IV/25.757) erhoben. 
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2 Die Firma Victor Hasselblad AB (im folgenden: Victor Hasselblad) mit Sitz 
in Göteborg, Schweden, stellt hochwertige fotografische Erzeugnisse her. Sie 
hat mit Händlern in vielen Ländern Alleinvertriebsverträge abgeschlossen. 
Am 28. Juni 1965 meldete sie ihren Musteralleinvertriebsvertrag bei der 
Kommission an. Mit Schreiben vom 23. Dezember 1976 beanstandete die 
Kommission zwei Vertragsklauseln, die ihres Erachtens mit dem Grundsatz 
des freien Warenverkehrs und mit den Wettbewerbsregeln des Vertrages un­
vereinbar waren. Mit Schreiben vom 10. Februar 1977 erklärte sich die Firma 
Victor Hasselblad bereit, den Empfehlungen der Kommission nachzukom­
men. Am 6. März 1978 wurde sodann eine Neufassung des Vertriebsvertrags 
der Kommission vorgelegt, die der Firma Victor Hasselblad mit Schreiben 
vom 20. Februar 1979 mitteilte, der Vertrag falle in den Anwendungsbereich 
der Verordnung Nr. 67/67 der Kommission vom 22. März 1967 (ABl. 1967, 
S. 849). 

3 Die Firma Hasselblad (GB) Ltd., eine Gesellschaft britischen Rechts, schloß 
am 1. Januar 1958 mit der Firma Victor Hasselblad einen Alleinvertriebsver­
trag. Am 2. Dezember 1975 wurde zwischen denselben Parteien ein neuer 
Vertrag abgeschlossen, der mit dem bei der Kommission angemeldeten 
Mustervertrag nicht identisch war. Dieser Vertrag wurde am 20. November 
1977 geändert und in seiner geänderten Fassung am 25. Januar 1980 bei der 
Kommission angemeldet. 

4 Die Klägerin schloß im Vereinigten Königreich eigene Vertriebsverträge für 
Hasselblad-Fotokameras und -Geräte ab. Während es 1975 im Vereinigten 
Königreich ungefähr 26 Hasselblad-Händler gab, belief sich 1982 ihre Zahl 
auf mehr als 100. Das von der Klägerin seit dem 1. Januar 1976 benutzte 
„Dealer Agreement" wurde am 1. Januar 1979 geändert und sodann im De­
zember 1979 bei der Kommission angemeldet. 

s Die Firma Camera Care Ltd. ist eine Gesellschaft mit Sitz in Nordirland. 
Ihre Geschäftsräume befinden sich in London. Die Firma Camera Care 
schloß mit der Klägerin am 7. Januar 1976 ein „Dealer Agreement" ab. 
Dieser Vertrag wurde von der Klägerin im Mai 1978 aufgelöst. 

& Die Firma Camera Care reichte bei der Kommission eine Beschwerde gegen 
die Firma Victor Hasselblad und deren Alleinvertriebshändler ein, in der sie 
geltend machte, letztere hätten gegen Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag ver-
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stoßen. Die Kommission ging dieser Beschwerde nach und eröffnete das Ver­
fahren nach der Verordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Februar 1962 
(ABl. 1962, S. 204). 

7 Am 2. Dezember 1981 richtete die Kommission eine Entscheidung an die 
Firma Victor Hasselblad und sechs ihrer Alleinvertriebshändler, nämlich die 
Klägerin, die Ilford (Ireland) Ltd., die James Polack aps, die Telos S.A., die 
Prolux S.p.r.l. sowie die Nordic Im- und Export Handelsgesellschaft mbH. 
Darin stellte sie fest, daß die zwischen den Parteien abgestimmte Verhaltens­
weise, die darin bestehe, Ausfuhren von Hasselblad-Waren innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft zu verhindern, einzuschränken oder zu erschwe­
ren, gegen Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages verstoße. 

8 Artikel 2 der Entscheidung enthält die Feststellung, die Alleinvertriebsverein­
barungen zwischen der Firma Victor Hasselblad und den erwähnten Ver­
triebshändlern verstießen, soweit diesen eine Ausschließlichkeit beim Vertrieb 
der Hasselblad-Waren eingeräumt werde, gegen Artikel 85 Absatz 1. Eine 
Freistellungserklärung nach Artikel 85 Absatz 3 wurde abgelehnt. 

9 Nach Artikel 3 der Entscheidung verstößt das von der Klägerin seit 1974 
betriebene selektive Vertriebssystem hinsichtlich Klausel 6, 23 und 28 des 
„Dealer Agreement" sowie hinsichtlich der quantitativen Auswahl der Händ­
ler und der Einzelhandelspreisbeeinflussung gegen Artikel 85 Absatz 1. Der 
Antrag auf Freistellung dieses selektiven Vertriebssystems gemäß Artikel 85 
Absatz 3 wurde abgelehnt. 

io Artikel 4 bestimmt, daß die Unternehmen, an die die Entscheidung gerichtet 
ist, unverzüglich die in Artikel 1, 2 und 3 festgestellten Zuwiderhandlungen 
abzustellen haben und künftig keine Maßnahmen ergreifen dürfen, die das­
selbe Ziel oder dieselbe Auswirkung haben. 

n Nach Artikel 6 ist die Klägerin verpflichtet, innerhalb von drei Monaten 
nach Bekanntgabe der Entscheidung und in einer mit der Kommission vorher 
abgestimmten Form 

— ihre Händler zu informieren, daß für Hasselblad-Waren Querlieferungen 
an andere Händler und Ausfuhren in andere Mitgliedstaaten nicht verbo­
ten oder beschränkt sind, weder durch Preisfestsetzungen auf der Einzel­
handelsstufe noch in sonstiger Weise, und 
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— die Öffentlichkeit zu unterrichten, daß sie beim Kundendienst aufgrund 
der Herstellergarantie alle Hasselblad-Waren ohne Diskriminierung be­
handeln wird. 

i2 Artikel 7 der Entscheidung verpflichtet die Firma Victor Hasselblad und die 
Klägerin, der Firma Camera Care den Zugang zu Hasselblad-Waren nicht 
zu sperren oder zu erschweren. 

n Gegen die Klägerin wurde eine Geldbuße von 165 000 ECU, das sind 
93 642,12 UKL, festgesetzt (Artikel 8 der Entscheidung). 

H Mit der Klage wird die Aufhebung von Artikel 1 der Entscheidung, Artikel 2 
— soweit er die Vertriebsvereinbarung zwischen der Firma Victor Hasselblad 
und der Klägerin betrifft —, Artikel 3 und Artikel 8 — soweit er die Kläge­
rin betrifft — begehrt. 

is Zur Begründung der Klage werden mehrere Argumente vorgebracht: 

1. Die Entscheidung der Kommission verstoße gegen Artikel 190 EWG-Ver­
trag; sie sei insoweit unzureichend mit Gründen versehen, als die ver­
schiedenen von der Klägerin vorgebrachten Argumente und Tatsachen 
nicht geprüft worden seien und die Kommission nicht erklärt habe, wes­
halb sie die von der Klägerin angeführten Argumente und Beweismittel 
zurückgewiesen habe. 

2. Die Kommission habe den relevanten Markt verkannt; wenn sie von dem 
richtigen Markt ausgegangen wäre, hätte sie feststellen müssen, daß der 
Marktanteil der Klägerin unbedeutend sei, so daß das der Klägerin zur 
Last gelegte Verhalten, selbst wenn es erwiesen wäre, nicht den Handel 
zwischen Mitgliedstaaten im Sinne von Artikel 85 EWG-Vertrag beein­
trächtigen könnte. 

3. Die Klägerin habe sich niemals an einem abgestimmten Verhalten betei­
ligt, das darin bestanden habe, Ausfuhren von Hasselblad-Waren inner­
halb der Gemeinschaft zu verhindern, einzuschränken oder zu erschwe­
ren. 

4. Die Alleinvertriebsvereinbarung zwischen der Firma Victor Hasselblad 
und der Klägerin verstoße nicht gegen Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag. 
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5. Das von der Klägerin betriebene selektive Vertriebssystem verstoße nicht 
gegen Artikel 85 Absatz 1. 

6. Jedenfalls dürfe die Kommission keine Geldbuße für ein Verhalten ver­
hängen, das der bei ihr angemeldeten selektiven Vertriebsvereinbarung 
entspreche, bevor sie nicht formell eine Freistellung nach Artikel 85 Ab­
satz 3 EWG-Vertrag verweigert habe. Schließlich sei der Betrag der Geld­
buße zu hoch. 

1. Die B e g r ü n d u n g der E n t s c h e i d u n g 

i6 Die Klägerin macht geltend, die Entscheidung sei nicht hinreichend begrün­
det, weil die Kommission nicht die Gründe dargelegt habe, aus denen sie das 
klägerische Vorbringen zurückgewiesen habe, und insbesondere deshalb, weil 
in der Entscheidung nicht auf die Fülle der von der Klägerin im Verwal­
tungsverfahren vorgelegten Beweise eingegangen worden sei. Die Entschei­
dung stehe deshalb im Widerspruch zu Artikel 190 EWG-Vertrag und müsse 
aufgehoben werden. 

,7 Dazu ist zu bemerken, daß die Kommission nach Artikel 190 EWG-Vertrag 
zwar alle Tatsachen, von denen die Rechtmäßigkeit der Entscheidung ab­
hängt, sowie die Erwägungen anzuführen hat, die sie zum Erlaß der Ent­
scheidung veranlaßt haben. Die Kommission muß nach dieser Bestimmung 
jedoch nicht auf alle im Verwaltungsverfahren gemachten Sach- und Rechts­
ausführungen eingehen. 

is In der Begründung der streitigen Entscheidung hat die Kommission die tat­
sächlichen und rechtlichen Erwägungen angeführt, von denen sie sich hat 
leiten lassen. Die Rüge, mit der eine unzureichende Begründung geltend ge­
macht wird, kann daher nicht durchgreifen. 

2. D e r r e l e v a n t e M a r k t 

,9 Die Klägerin trägt vor, Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag sei im vorliegen­
den Fall nicht anwendbar, da ihr Marktanteil äußerst klein sei und das ihr 
von der Kommission vorgeworfene Verhalten deshalb den Handel zwischen 
Mitgliedstaaten nicht spürbar beeinträchtigen könne. Die Kommission habe 
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ihre Entscheidung auf die Feststellung gestützt, daß sich die Geschäftstätig­
keit der Firma Victor Hasselblad auf den Marktsektor der Spiegelreflex­
kameras im mittleren Rollfilmformat erstrecke. Diese Definition erfasse nur 
bestimmte Kameras mittleren Formats und schließe alle 35-mm-Kameras un­
geachtet ihrer mehr oder weniger großen Komplexität aus. Gewisse 35-mm-
Kameras stünden in echtem Wettbewerb mit Hasselblad-Kameras. Wenn die 
Kommission die mit Hasselblad-Kameras in echtem Wettbewerb stehenden 
Kameras berücksichtigt hätte, so wäre sie um die Feststellung nicht umhin 
gekommen, daß der Marktanteil der Klägerin so unbedeutend sei, daß der 
Handel zwischen Mitgliedstaaten nicht beeinträchtigt und Artikel 85 
Absatz 1 daher nicht anwendbar sei. 

20 Diesem Vorbringen kann nicht gefolgt werden. Aus den Akten geht hervor, 
daß die Firma Victor Hasselblad 1978 selbst behauptet hat, weltweit der füh­
rende Hersteller auf dem Sektor der Spiegelreflexkameras im mittleren Roll­
filmformat zu sein. In einem Schreiben an die Kommission vom Dezember 
1978 veranschlagte sie ihren Anteil an diesem Sektor auf 20 bis 25 % in der 
Bundesrepublik Deutschland, 25 % im Vereinigten Königreich, 25 % in Bel­
gien, 30 % in Frankreich, 50 % in Italien, 50 % in Dänemark, 50 % in den 
Niederlanden und 50 % in Irland. Zwar fügte sie hinzu, die Hasselblad-Ka­
meras stünden im Wettbewerb mit manchen 35-mm-Kameras, die sie im ein­
zelnen benannte; dies kann jedoch ihre eigene Definition des Sektors ihrer 
Geschäftstätigkeit — Spiegelreflexkameras im mittleren Rollfilmformat — 
nicht aufheben. 

2i Wie die Kommission zu Recht bemerkt, sind die wesentlichen Merkmale der 
Hasselblad-Kameras 1. das Format (Film und Bildgrößen), 2. die Qualität 
der Reproduktion, 3. die Einsatzfähigkeit (wegen ihrer Dimensionen, der 
Größe und ihrer Grundkonzeption — das Bild erscheint auf einer oben auf 
dem Gehäuse angebrachten Mattscheibe — ist eine Hasselblad-Kamera für 
Aufnahmen unter bestimmten Umständen, z. B. wenn das Motiv beweglich 
ist, ungeeignet) und 4. das Zubehörangebot. Außerdem beschränkt sich der 
Kreis möglicher Käufer wegen des hohen Preises einer Hasselblad-Kamera 
auf Berufsfotografen, gewerbliche Verwender oder Spezialisten, passionierte 
Amateurfotografen oder Prestigekäufer. Es ist davon auszugehen, daß prak­
tisch nur solche Kameras, deren Fotos und wesentliche Eigenschaften in etwa 
ähnlich oder vergleichbar sind, austauschbar sind und daher mit einer Has­
selblad-Kamera tatsächlich im Wettbewerb stehen. Hasselblad-Kameras sind 
für sehr viele Verwender in den verschiedenen Mitgliedstaaten der Gemein­
schaft fast unentbehrlich. 
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22 Im übrigen erklärt die Klägerin selbst, die Hasselblad-Kameras überträfen an 
Ansehen jede andere Fotokamera auf der ganzen Welt und seien bei Berufs­
fotografen sowie bei hochqualifizierten Amateurfotografen sehr gefragt. 
Selbst wenn die Zahl der jährlich hergestellten Kameras, ungefähr 20 000, 
nicht sehr groß ist, erreicht die Firma Victor Hasselblad aufgrund ihres Ver­
kaufspreises einen beträchlichen Umsatz, und auch der Jahresumsatz der 
Klägerin überschreitet . . . UKL. Unter diesen Umständen kann nicht ange­
nommen werden, die Beschränkung des Handels mit diesen Kameras zwi­
schen Mitgliedstaaten habe keine spürbare Auswirkung auf den innergemein­
schaftlichen Handelsverkehr. 

23 Das Vorbringen, der Marktanteil sei so gering gewesen, daß Artikel 85 Ab­
satz 1 EWG-Vertrag unanwendbar sei, muß somit als unbegründet zurück­
gewiesen werden. 

3. Das a b g e s t i m m t e V e r h a l t e n 

24 Die Kommission begründet die Feststellung eines gegen Artikel 85 EWG-
Vertrag verstoßenden abgestimmten Verhaltens bezüglich der Klägerin in ih­
rer Entscheidung damit, daß einem in Nordirland ansässigen Unternehmen, 
der Firma „The Amateur's Nook", zwischen Juni und Oktober 1978 von der 
Firma Ilford, dem für Irland zugelassenen Vertriebshändler, Hasselblad-Ka­
meras geliefert worden seien. Ein Teil der Warensendung sei an die Firma 
Camera Care weiterverkauft worden. Durch Testkäufe habe die Klägerin 
herausgefunden, daß die fraglichen Waren ursprünglich an die Firma Ilford 
geliefert worden seien. Daraufhin habe sich die Firma Victor Hasselblad bei 
der Firma Ilford beschwert. Mit Schreiben vom 21. November 1978 habe sich 
die Firma Ilford bereit erklärt, nicht mehr zu exportieren und ausländische 
Kunden, die ihre Verkaufsräume besuchten, abzuweisen. Die Firma Ilford 
habe das Ausfuhrverbot von November 1978 bis August 1980 befolgt. Im 
Dezember 1980 habe die Klägerin von der Firma Ilford die Erstattung der 
ihr durch die Testkäufe bei der Firma Camera Care entstandenen Kosten 
verlangt. Nachdem die Firma Ilford der Klägerin versichert habe, alles mög­
liche zu tun, um die „grauen" (Parallel-)Ausfuhren zu verhindern, habe 
diese auf den Kostenersatz verzichtet. 

25 Im Mai 1978 habe der Inhaber der Firma Camera Care bei der Firma Telos , 
dem für Frankreich zugelassenen Vertr iebshändler , eine größere Menge 
Hasselblad-Kameras bestellt. Die Klägerin habe durch Testkäufe festgestellt, 
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daß diese Waren von der Firma Telos geliefert worden seien. Auf die Be­
schwerde der Klägerin habe die Firma Telos weitere Verkäufe an die Firma 
Camera Care abgelehnt. 

26 Ähnliche Schritte habe die Klägerin gegenüber der Firma Prolux, dem für 
Belgien zugelassenen Vertriebshändler, unternommen, um für die Firma 
Camera Care bestimmte Ausfuhren von Hasselblad-Kameras aus Belgien 
nach dem Vereinigten Königreich zu verhindern. 

27 Die Klägerin bestreitet nicht, daß sie nach der Kündigung des Vertriebsver­
trags mit der Firma Camera Care im Jahr 1978 versucht hat, die Belieferung 
dieser Firma mit Hasselblad-Kameras zu verhindern, und daß sie sich zu die­
sem Zweck an die Firmen Victor Hasselblad, Ilford (Ireland) Ltd., Telos und 
Prolux gewandt hat. Sie macht jedoch geltend, nachdem die Firma Camera 
Care kein zugelassener Wiederverkäufer mehr gewesen sei, habe sie davon 
ausgehen können, daß die zugelassenen Vertriebshändler und Wiederverkäu­
fer diese Firma nicht mehr beliefern dürften. Nach Konsultation ihres An­
walts habe sie allerdings von September 1979 an nicht mehr versucht, die 
Belieferung der Firma Camera Care zu verbieten. 

28 Die Kommission trägt zu Recht und ohne ernsthaften Widerspruch vor, daß 
die Klägerin bei der Firma Camera Care im Dezember 1979 über einen ihrer 
Angestellten Fotokameras gekauft habe, um deren Herkunft festzustellen. 
Die Kommission darf daher davon ausgehen, daß die Beteiligung der Kläge­
rin an dem abgestimmten Verhalten bis Ende 1979 angedauert hat. 

29 Es steht somit fest, daß die Klägerin von Mai 1978 bis Dezember 1979 an 
einem abgestimmten Verhalten zur Beschränkung von Paralleleinfuhren in 
der Vereinigte Königreich beteiligt war. 

4. D e r A l l e i n v e r t r i e b s v e r t r a g z w i s c h e n der F i rma V i c t o r 
H a s s e l b l a d u n d de r Kläge r in 

30 Der erste Vertriebsvertrag zwischen der Firma Victor Hasselblad und der 
Klägerin wurde 1958 abgeschlossen. Dieser Vertrag enthielt eine Klausel, 
wonach der Klägerin Verkäufe außerhalb des Vereinigten Königreichs unter­
sagt waren. Er wurde im Dezember 1975 durch einen neuen Alleinvertriebs­
vertrag ersetzt, der kein Ausfuhrverbot enthielt. Aus diesem Grund konnte 
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auf den Vertrag seinem Wortlaut nach die Gruppenfreistellung nach der 
Verordnung Nr. 67/67 der Kommission Anwendung finden. Die Kommis­
sion führt allerdings in ihrer Entscheidung aus, für den Vertrag komme diese 
Freistellung nicht in Betracht, da die Vertragspartner Maßnahmen getroffen 
hätten, um Händler daran zu hindern, anderswo innerhalb des Gemeinsamen 
Marktes Vertragswaren zu beziehen, was nach Artikel 3 der Verordnung 
Nr. 67/67 die Freistellung gemäß Artikel 1 ausschließe. 

31 Die Kommission verweist in diesem Zusammenhang vor allem auf das vor­
stehend untersuchte Verhalten der Firma Victor Hasselblad und der Klägerin 
in bezug auf die Belieferung der Firma Camera Care. 

32 Außerdem macht sie geltend, die Klägerin habe eine Garantie eingeführt, die 
sogenannte „Silver Service Guarantee", die nur für Hasselblad-Kameras 
gelte, die über die Klägerin in das Vereinigte Königreich eingeführt worden 
seien Für jede Hasselblad-Kamera leistet der Hersteller ein Jahr Garantie. 
Der Alleinvertriebshändler ist verpflichtet, die erforderlichen Reparaturen 
durchzuführen. Die „Silver-Service"-Garantie dehnt diesen Zeitraum für Ka­
meras, die von der Klägerin eingeführt werden, von einem Jahr auf 24 Mo­
nate aus. Die Kommission macht geltend, die Klägerin habe in ihrer Wer­
bung den durch die „Silver-Service"-Garantie gedeckten Verwendern einen 
Reparaturdienst innerhalb von 24 Stunden angeboten und räume diesen Re­
paraturen Priorität ein. 

33 In der Entscheidung der Kommission heißt es (Nr. 57), die Klägerin repa­
riere regulär" eingeführte Hasselblad-Waren schneller und benachteilige 
damit "Käufer paralleleingeführter Hasselblad-Waren. Dies stelle eine wett­
bewerbsbeschränkende Maßnahme dar. 

34 Dazu ist zu bemerken, daß die Kommission auf eine Frage des Gerichtshofes 
nicht den Nachweis dafür erbringen konnte, daß die Klägerin bei parallelim­
portierten Kameras längere Reparaturzeiten angesetzt hat als sie in den' an­
deren Mitgliedstaaten für die gleichen Kameras üblich sind; sie konnte ledig­
lich nachweisen, daß die Klägerin ihrer eigenen Kundschaft besondere Vor­
teile (Reparatur innerhalb von 24 Stunden und eine Garantie von 2 Jahren) 
vorbehielt. Unter diesen Umständen kann in einem solchen Verhalten keine 
Beschränkung des Bezugs von parallelimportierten Kameras gesehen werden, 
soweit für diese in vollem Umfang die von dem Vertriebshändler durchzu­
führende normale Herstellergarantie gewährt wird. 
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35 Somit ist zwar festzustellen, daß der die „Silver-Service"-Garantie betref­
fende Vorwurf der Kommission nicht begründet ist. Das abgestimmte Ver­
halten zur Beschränkung der für die Firma Camera Care bestimmten Parallel­
einfuhren ist jedoch nachgewiesen; diese reicht für die Unanwendbarkeit der 
Gruppenfreistellung nach der Verordnung Nr. 67/67 aus. 

36 Die Klägerin macht noch geltend, die Kommission habe ihr nicht die Mög­
lichkeit eingeräumt, zu dem Alleinvertriebsvertrag mit der Firma Victor 
Hasselblad Stellung zu nehmen. Daher müsse Artikel 2 der Entscheidung 
aufgehoben werden. Dieses Vorbringen kann nicht durchgreifen. Wie sich 
aus der Mitteilung der Beschwerdepunkte ergibt, hat die Kommission der 
Klägerin mitgeteilt, das ihr zur Last gelegte Verhalten habe zur Folge, daß 
der Vertrag von der in der Verordnung Nr. 67/67 vorgesehenen Freistellung 
ausgeschlossen sei. 

37 Der Antrag, Artikel 2 der Entscheidung in bezug auf die Klägerin aufzuhe­
ben, ist daher abzuweisen. 

5. Das V e r t r i e b s s y s t e m im V e r e i n i g t e n K ö n i g r e i c h 

38 Die Entscheidung der Kommission enthält in Artikel 3 die Feststellung, das 
von der Klägerin seit 1974 betriebene selektive Vertriebssystem verstoße hin­
sichtlich der Klauseln 6, 23 und 28 des „Dea le r Agreemen t " sowie hinsicht­
lich der quanti tat iven Auswahl der Händ le r und der Einzelhandelspreisbeein­
flussung gegen Artikel 85 Absatz 1 EWG-Ver t r ag . 

39 In der Entsche idung heißt es, die Klägerin habe 1974 beschlossen, ein Ver­
triebssystem für Hasselblad-Waren einzurichten. N u r Einzelhändler , die das 
„Dea le r A g r e e m e n t " unterzeichnet hät ten, würden als „zugelassene Hassel-
b l a d - H ä n d l e r " ane rkann t und vom Alleinvertriebshändler beliefert. Am 1. Ja­
nua r 1979 habe die Klägerin das bestehende „Dea le r Agreemen t " in einigen 
Punk ten geänder t . Dieses geänderte „Dealer Agreemen t " sei am 25. Januar 
1980 bei der Kommiss ion angemeldet worden . 

40 Dazu ist zu bemerken, daß es die Klausel 6, auf die sich die Kommission 
bezieht, in den vor dem 1. Januar 1979 bestehenden Vereinbarungen nicht 
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gab. Folglich kann die Beanstandung dieser Klausel für die Zeit von 1974 bis 
zum 1. Januar 1979 nicht aufrechterhalten werden. Die in der Entscheidung 
erwähnten Klauseln 23 und 28 entsprechen den Klauseln 22 und 27 in den 
vor dem 1. Januar 1979 geschlossenen Vereinbarungen. Die Entscheidung 
weist zwar insoweit einen Schreibfehler auf. Dieser Fehler kann jedoch nicht 
dazu geführt haben, daß sich die Klägerin hinsichtlich der an sie gerichteten 
Vorwürfe sachlich im unklaren befand. Was die Zeit von 1974 bis zum 1. Ja­
nuar 1979 betrifft, so muß davon ausgegangen werden, daß sich die Ent­
scheidung der Kommission auf die Klauseln 22 und 27 der früheren Ver­
einbarungen bezieht. Das Vertriebssystem ist daher unter Berücksichtigung 
dieser Bemerkungen zu prüfen. 

4i Die Kommission beanstandet wegen Verstoßes gegen Artikel 85 Absatz 1 
EWG-Vertrag vor allem die folgenden Bestimmungen des „Dealer Agree­
ment" in der Fassung von 1979: 

a) Klausel 6 Buchstabe a, wonach es dem Einzelhändler unter allen Umstän­
den verboten ist, ohne vorherige schriftliche Zustimmung der Klägerin 
Hasselblad-Waren an andere Fotohändler zu liefern, gleichgültig, ob 
diese im Vereinigten Königreich oder im Ausland („or elsewhere") ihren 
Sitz haben; 

b) Klausel 23 Buchstabe c, wonach der Händler unter anderem verpflichtet 
ist, jede eigene Anzeige oder Werbung zurückzuziehen und nicht zu 
wiederholen, gegen die die Klägerin schriftliche Einwände erhoben hat; 

c) Klausel 28, wonach die Klägerin berechtigt ist, die Vereinbarung fristlos 
zu kündigen, falls der Händler eine der Klauseln nicht einhält oder ohne 
vorherige schriftliche Zustimmung der Klägerin seine Geschäftsräume ver­
legt; über einen solchen Umzug hat der Händler die Klägerin unverzüg­
lich zu unterrichten. 

42 Zur Begründung ihrer Ansicht macht die Kommission geltend, in ihrer Ver­
waltungspraxis und in der Rechtsprechung des Gerichtshofes sei die Wett­
bewerbswidrigkeit von Vorschriften wie der Klausel 6 anerkannt. Das Quer-
lieferungsverbot stelle insoweit eine Wettbewerbsbeschränkung dar, als es die 
zugelassenen Händler in ihrer wirtschaftlichen Freiheit beträchtlich ein­
schränke und zu ihrer vollständigen Abhängigkeit führe. 
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43 Die in Klausel 23 des „Dealer Agreement" vorgesehene Kontrollmöglichkeit 
über Zeitungsanzeigen und sonstige Werbemaßnahmen komme einem Nach-
zensurrecht der Klägerin gleich. Dieses weite Eingriffsrecht biete der Kläge­
rin die Möglichkeit, Werbemaßnahmen Wettbewerbs- und preisaktiver Ein­
zelhändler und vor allem solcher Händler zu unterbinden, die Waren nicht 
über den Hasselblad-Alleinvertriebshändler importierten. 

44 Was die Zulassung von Wiederverkäufern zu dem Vertriebssystem anbelangt, 
so heißt es in der Entscheidung, es gehöre zur Vertriebspolitik der Klägerin, 
nicht allen geeigneten Händlern Zugang zu Hasselblad-Waren zu gewähren. 
Durch die Klausel 28 solle der Klägerin die Möglichkeit gegeben werden, 
Händler von ihrem Vertriebsnetz fernzuhalten, die alle Voraussetzungen der 
Vertriebsbindung erfüllten. Damit werde möglicher Wettbewerb im Ver­
kaufsgebiet der zugelassenen Händler verhindert. Die Auswahl der Wieder­
verkäufer erfolge somit nicht oder nicht allein aufgrund objektiver Gesichts­
punkte qualitativer Art, sondern aufgrund einer quantitativen Auswahl der 
Klägerin. Dazu wird in der Entscheidung (Nr. 35) ausgeführt, die Klägerin 
habe im Februar 1980 gegenüber der Kommission erklärt, sie könne einen 
Händler, der Hasselblad-Waren parallel importiere, nicht zum Vertriebssy­
stem zulassen, da sie in einem solchen Fall keine Kontrolle über die einge­
führten Waren hätte. 

45 Die Klägerin trägt vor, mit dem Verkaufsverbot in Klausel 6 des Vertrages 
sei nicht das Ziel verfolgt worden, Ausfuhren zu beschränken. Die Worte 
„or elsewhere" in dieser Klausel seien vom Anwalt der Klägerin eingefügt 
worden, und die Klägerin habe sie nie in dem von der Kommission angege­
benen Sinn ausgelegt. Sie habe niemals Maßnahmen getroffen, um die Aus­
fuhren ihrer Wiederverkäufer zu stoppen. 

46 Dazu ist zu sagen, daß der Vertrag den Verkauf von Hasselblad-Kameras an 
andere Händler, und zwar auch an zugelassene, verbietet, gleichgültig, ob 
diese im Vereinigten Königreich oder anderswo („or elsewhere") ihren Sitz 
haben. Wie die Kommission zu Recht bemerkt, schränkt ein Verkaufsverbot 
zwischen zugelassenen Händlern deren wirtschaftliche Freiheit ein und stellt 
daher eine Wettbewerbsbeschränkung dar. Auch reicht die Tatsache, daß die 
Klägerin angeblich niemals die Ausfuhren ihrer Wiederverkäufer behindert 
hat, nicht aus, um ein eindeutiges Exportverbot zu beseitigen. 
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47 Zu Klausel 23 macht die Klägerin geltend, die Kommission habe die Beweis­
mittel unberücksichtigt gelassen, die sich aus dem „Dealer Agreement" selbst 
sowie aus anderen Hasselblad-Veröffentlichungen ergäben; diese zeigten, 
welche Bedeutung die Klägerin einem gemeinsamen Werbeprogramm von 
hohem Niveau beimesse. So müsse der Händler nach Klausel 22 Buchstabe b 
„jederzeit aktiv den Verkauf von Hasselblad-Waren fördern . . . und mit 
allen Mitteln den Ruf und das Ansehen des Herstellers, der Gesellschaft und 
des Händlers pflegen". Die Klausel 23 diene nur der Aufrechterhaltung eines 
hohen Niveaus bei der Werbung für Hasselblad-Erzeugnisse. 

48 Dem hält die Kommission entgegen, die Erklärung der Klägerin stehe im 
Widerspruch zu ihrem wirklichen Verhalten. In einem (von der Klägerin 
selbst der Kommission vorgelegten) Schreiben vom 25. Januar 1978 an ihren 
Anwalt habe die Klägerin darauf hingewiesen, daß eine Werbeanzeige der 
Firma Camera Care wegen der darin genannten Verkaufspreise (strictly on 
prices) Probleme verursacht habe. Die fragliche Anzeige enthielt die Formu­
lierungen „We will match any price", „Match any price" und „Unbeatable 
prices". 

49 Obwohl die Klägerin im vorliegenden Fall vorgezogen hat, die Vereinbarung 
mit der Firma Camera Care zu kündigen, ist es klar, daß sie ihr Augenmerk 
auf den Wortlaut von Werbeanzeigen bezüglich der Verkaufspreise richtete 
und daß die umstrittene Klausel so abgefaßt war, daß die Klägerin derartige 
Anzeigen untersagen konnte. Die Entscheidung der Kommission war deshalb 
im Hinblick auf die Klausel 23 gerechtfertigt. 

so Des weiteren wird von der Klägerin nicht bestritten, daß die Anzahl der zu­
gelassenen Händler begrenzt ist. In dem Begleitschreiben zur Anmeldung des 

Dealer Agreement" erklärte sich die Klägerin bereit, jeden qualifizierten 
Händler zuzulassen; sie behielt sich jedoch das Recht vor, wenn es in einem 
begrenzten Gebiet bereits sehr viele Händler gebe, keinen neuen Händler 
zuzulassen, um eine Situation zu verhindern, in der die Quahtätsstandards 
von den Händlern nicht mehr aufrechterhalten werden könnten. Die Kläge­
rin begründet diese Beschränkung damit, daß der Händler eine gewisse An­
zahl Kameras vorrätig halten müsse; bei Zulassung sehr vieler Händler wür­
den sich die Verkaufsmöglichkeiten einiger von ihnen so gestalten, daß ihre 
Geschäftsgewinne die erforderliche Lagerhaltung nicht rechtfertigten. Die 
Klägerin bestreitet nicht die in der Entscheidung getroffene Feststellung, daß 
sie nicht bereit sei, einen Händler, der Paralleleinfuhren vornehme, zuzulas­
sen. 
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si Die Kommission hat daraus zu Recht die Schlußfolgerung gezogen, daß die 
Klägerin nicht nur eine qualitative, sondern auch eine quantitative Auswahl 
getroffen habe, zumal feststeht, daß von den 2 000 Fotohändlern im Ver­
einigten Königreich nur etwa 100 zugelassene Händler sind. Aufgrund der 
Klausel 28 des „Dealer Agreement" konnte die Klägerin die Freiheit eines 
Händlers — und zwar auch eines zugelassenen —, sich an irgendeinem Ort 
niederzulassen, beschränken, wenn sie der Ansicht war, daß sich seine Anwe­
senheit an diesem Ort auf den Wettbewerb zwischen Händlern auswirken 
könnte. 

52 Die Kommission hat daher zu Recht festgestellt, daß die Klauseln 22 und 27 
des vor dem 1. Januar 1979 geltenden „Dealer Agreement" und die Klauseln 
6, 23 und 28 des „Dealer Agreement" in der Fassung vom 1. Januar 1979 
sowie die Kriterien für die Auswahl von Händlern gegen Artikel 85 Absatz 1 
EWG-Vertrag verstoßen. 

53 Soweit die Entscheidung die Feststellung enthält, die Klausel 6 des „Dealer 
Agreement" habe in der Zeit von 1974 bis zum 1. Januar 1979 gegen Artikel 
85 Absatz 1 EWG-Vertrag verstoßen, ist sie aufzuheben. 

D ie G e l d b u ß e 

54 Die Klägerin trägt vor, selbst wenn der Nachweis dafür erbracht werden 
sollte, daß sie an dem ihr vorgeworfenen abgestimmten Verhalten zur Be­
schränkung des Handels zwischen Mitgliedstaaten beteiligt gewesen sei, 
dürfe die Kommission ihr deshalb keine Geldbuße auferlegen. Der Vertrag, 
der 1958 zwischen der Firma Victor Hasselblad und ihren anderen Alleinver­
triebshändlern in den anderen Mitgliedstaaten geschlossen worden sei, sei 
1965 bei der Kommission angemeldet worden, und die Kommission dürfe 
nach Artikel 15 Absatz 5 der Verordnung Nr. 17 keine Geldbuße für Hand­
lungen festsetzen, die nach dieser Anmeldung und vor der Entscheidung der 
Kommission gemäß Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag begangen würden, 
soweit sie in den Grenzen der in der Anmeldung dargelegten Tätigkeit lägen. 

55 Dieser Argumentation kann nicht gefolgt werden. Zur Zeit der in Rede ste­
henden aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen war die Klägerin nicht 
mehr Partei der angemeldeten Vereinbarung, sondern sie war durch eine 
Vereinbarung aus dem Jahr 1975 gebunden, die kein Ausfuhr- oder Einfuhr-
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verbot enthielt. Die Klägerin kann sich daher der Geldbuße nicht unter Beru­
fung auf die Anmeldung einer Vereinbarung entziehen, an der sie nicht mehr 
beteiligt war. 

56 Die Klägerin macht schließlich geltend, die Höhe der Geldbuße stehe außer 
Verhältnis zu den festgestellten Zuwiderhandlungen und vor allem — in An­
betracht der jeweiligen Umsätze — außer Verhältnis zu der gegen die Firma 
Victor Hasselblad verhängten Geldbuße. 

57 Bei der Festsetzung der Höhe der Geldbuße sind verschiedene Faktoren zu 
berücksichtigen; dazu gehören die Schwere des Verstoßes und die Dauer der 
Zuwiderhandlung. Der Umsatz des Unternehmens ist nur eines der Ele­
mente, die in Erwägung gezogen werden können. Das von der Kommission 
festgestellte abgestimmte Verhalten sollte jede Einfuhr von für die Firma 
Camera Care bestimmten Hasselblad-Kameras in das Vereinigte Königreich 
verhindern und stellte daher einen krassen Verstoß gegen die Wettbewerbs­
regeln des Vertrages dar. Die Kommission hat sich jedoch bei der Festset­
zung der Geldbuße offensichtlich von verschiedenen Erwägungen leiten las­
sen, wofür sie im Verfahren vor dem Gerichtshof den Nachweis schuldig 
geblieben ist, so z. B. von dem Umstand, daß die Praxis der Klägerin hin­
sichtlich der „Silver-Service"-Garantie gegen die Wettbewerbsregeln versto­
ßen und die Klägerin die Reparatur parallelimportierter Kameras verzögert 
habe. Außerdem muß Artikel 3 der Entscheidung in einem Punkt und in be­
zug auf einen bestimmten Zeitraum aufgehoben werden. Folglich haben die 
Feststellungen hinsichtlich der Zuwiderhandlungen nur zum Teil Bestand. 
Hinzu kommt, daß die Klägerin kein großes Unternehmen ist. Unter diesen 
Umständen setzt der Gerichtshof die Geldbuße von 165 000 ECU auf 
80 000 ECU herab. 

Kosten 

58 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur 
Tragung der Kosten zu verurteilen. Nach § 3 Absatz 1 dieses Artikels kann 
der Gerichtshof jedoch die Kosten ganz oder teilweise gegeneinander aufhe­
ben, wenn jede Partei teils obsiegt, teils unterliegt. 

59 Da jede Partei teils obsiegt hat und teils unterlegen ist, sind die Kosten 
gegeneinander aufzuheben. 

911 



URTEIL VOM 21. 2. 1984 — RECHTSSACHE 86/82 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden : 

1. Die Entscheidung der Kommission wird insoweit aufgehoben, als sie 
die Feststellung enthält, die Klausel 6 des „Dealer Agreement" habe 
in der Zeit von 1974 bis zum 1. Januar 1979 gegen Artikel 85 Absatz 1 
EWG-Vertrag verstoßen. 

2. Die der Klägerin auferlegte Geldbuße wird auf 80 000 ECU, das sind 
45 218,18 UKL, herabgesetzt. 

3. Im übrigen wird die Klage abgewiesen. 

4. Die Parteien und die Streithelferin tragen jeweils ihre eigenen Kosten. 

Mertens de Wilmars Bahlmann Galmot 

Pescatore O'Keeffe Bosco Everling 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 21. Februar 1984. 

Der Kanzler 

Im Auftrag 

H. A. Rühl 

Hauptverwaltungsrat 

Der Präsident 

J. Mertens de Wilmars 
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